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Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein und Genossen 
— Drucksache V/3805 — 


Im Benehmen mit dem Herrn Bundesminister des Innern und 
dem Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung be- 
antworte ich die Kleine Anfrage betr. psychiatrische Einrich- 
tungen wie folgt: 


1. Auf welche Weise kann nach Auffassung der Bundesregierung 
der Personalmangel behoben werden, so daß alle psychiatri- 
schen Einrichtungen über die notwendigen Arzte und sonstiges 
Fachpersonal verfügen? 

Das grundgesetzlich garantierte Recht auf Freiheit der Berufs- 
ausübung verbietet grundsätzlich Regelungen, die eine Ver- 
pflichtung zur Ausübung des Berufs an einem bestimmten Ar- 
beitsplatz enthalten. Es besteht daher keine Möglichkeit, Ärzte 
und sonstiges Fachpersonal zur Tätigkeit an psychiatrischen 
Einrichtungen zu verpflichten. 

Die Bereitschaft, Berufe des Gesundheitswesens und vor allem 
auch pflegerische Berufe zu erlernen, ist nach Berichten der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
bei den Schulabgängern in erfreulichem Umfang vorhanden. Die 
Erfahrung zeigt allerdings, daß eine Reihe von interessierten 
Bewerbern später eine andere Tätigkeit annimmt. Welche Ur- 
sachen hierfür maßgebend sind, wird z. Z. geprüft. 


Druck; Buckdruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfack 821, Goethestraße 54, Tel. 6 3551 



Drucksache V/3908 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Auch unter den Erwachsenen und besonders den Frauen, die 
bereits früher erwerbstätig waren, ist die Bereitschaft vorhan- 
den, im Gesundheitswesen eine Arbeit aufzimehmen, wenn die 
Arbeitsbedingungen ihren Erwartungen entsprechen. Diese Auf- 
fassung bestätigen die Teilnehmer an einer Besprechung über 
den Mangel an Pflegepersonal in den Krankenanstalten am 
7. Februar 1969, auf der auf Veranlassung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung die zuständigen Bundesministe- 
rien, die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung, die Krankenhausträger, die Schwestern- und 
Pflegeverbände sowie die Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände und die Gewerkschaften vertreten waren. Be- 
sondere Bedeutung kommt der Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen und hierbei insbesondere folgenden Fragen zu: 

Entlohnung der männlichen und weiblichen Pflegekräfte; 

Schaffung von Gelegenheiten für einen beruflichen Aufstieg; 

Arbeitszeiteinteilung (Schichtarbeit, Teilzeitarbeit, Bereit- 
schaftsdienst, Sonntagsdienst) ; 

Entlastung der Fachkräfte von Hilf Stätigkeiten; 

Erneuerung von überalterten Anlagen und 

Änderung der Organisationsformen. 

Wichtig erschien den Teilnehmern an der Besprechung ferner 
eine bessere und intensivere Aufklärung der Öffentlichkeit über 
die möglichen Chancen in den pflegerischen Berufen, die sich 
gegenüber früher erheblich gebessert haben und bereits jetzt 
einem Vergleich mit den Aussichten in anderen Berufen durch- 
aus standhalten. 

Die Besprechungen mit den betroffenen Verbänden und Orga- 
nisationen werden in Kürze fortgesetzt. Die Bundesregierung 
wird dabei dem Bedarf an Ärzten und Fachkräften in psychia- 
trischen Einrichtungen besondere Aufmerksamkeit widmen und 
sich dafür einsetzen, daß die eine Arbeitsaufnahme hemmenden 
Umstände behoben und die Beschäftigung in solchen Einrich- 
tungen intensiv gefördert werden. 

2. Wie wird die Bundesregierung darauf hinwirken, daß in den psy- 
chiatrischen Einrichtungen eine Bettenzahl erreicht wird, wie 
sie nach allgemeiner Auffassung für dringend erforderlich ge- 
halten wird, d. h. statt 1,8 Betten auf 1000 Einwohner etwa 
3 Betten, wie auch die Weltgesundheitsorganisation empfiehlt? 

Die Bereitstellung von psychiatrischen Krankenhausbetten fällt 
nach geltendem Verfassungsrecht in die Zuständigkeit der Län- 
der. Die derzeitige Versorgung mit psychiatrischen Kranken- 
hausbetten weist von Land zu Land Unterschiede auf. Im Rhein- 
land besteht z. B. ein Verhältnis von 4 Betten auf 1000 Einwoh- 
ner. Der Durchschnitt im Bundesgebiet beträgt z. Z. 1,9 Betten 
auf 1000 Einwohner. 
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Koordinierende Planungen auf der Grundlage eines kooperati- 
ven Föderalismus sind bisher nicht in wünschenswertem Maße 
verwirklicht worden. Die Bundesregierung bemüht sich um zu- 
sätzliche verfassungsrechtliche Kompetenzen, um auch die Hilfe 
für psychisch Kranke in engem Zusammenwirken mit den Län- 
dern besser als bisher gewährleisten zu können. Die Bundes- 
regierung ist jedoch bereit, sofern auch die Länder das akzep- 
tieren, unabhängig davon die Möglichkeiten einer verbesserten 
Hilfe für psychisch Kranke gemeinsam mit den Ländern zu be- 
raten. 

Im übrigen wird zu prüfen sein, ob das von der WHO empfoh- 
lene Richtmaß in Zukunft auch dann noch gilt, wenn die Fort- 
schritte der psychiatrischen Wissenschaft zur Prävention, The- 
rapie und Rehabilitation bei psychischen Erkrankungen in vol- 
lem Umfang nutzbar gemacht worden sind. Durch eine Behand- 
lung mit neuen Psychopharmaka, durch die Schaffung von Reha- 
bilitationssonderabteilungen in psychiatrischen Einrichtungen 
und durch eine Verstärkung der Vorsorge und der nachgehen- 
den Fürsorge wird in vielen Fällen eine Unterbringung vermie- 
den werden können oder eine Entlassung aus dem Krankenhaus 
möglich sein, wie in Zusammenhang m_it der Erage 7 näher er- 
örtert ist. Es wird damit gerechnet, daß auf diese Weise die Zahl 
der Krankenhauseinweisungen von psychisch Kranken bis zu 
40^/o verringert werden kann. Die von der Bundesregierung zu 
§ 39 Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes vorgeschlagenen Hil- 
fen für psychisch Kranke (Drucksache V/3495, Artikel 1 Nr. 14 
Buchstabe b) sollen die rechtlichen Voraussetzungen verbessern, 
um auch auf diesem Wege die genannten Möglichkeiten zu för- 
dern und damit zu einer Entlastung der psychiatrischen Kran- 
kenanstalten zu kommen. 


3. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, moderne Behand- 
lungsmethoden, besonders der Sozialtherapie und der Rehabili- 
tation an psychiatrischen Einrichtungen in stärkerem Maße zur 
Anwendung zu bringen? 


Die Bundesregierung ist der Ansicht und hat dies auch — wo 
immer es möglich war — vertreten, daß die modernen Behand- 
lungsmethoden, die vor allem auch die wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse der Sozialpsychiatrie und die Möglichkeiten zur 
Rehabilitation psychisch Kranker berücksichtigen, in den psy- 
chiatrischen Einrichtungen soweit als irgend möglich angewandt 
werden sollten. 


4. Auf welchem Wege hält die Bundesregierung es für möglich, die 
von der Weltgesundheitsorganisation und der übereinstimmen- 
den Fachmeinung für nodi vertretbar gehaltene Größe psydiia- 
trischer Krankenhäuser von 400 bis hödistens 600 Betten zu er- 
reichen, während gegenwärtig rund 60% der psychisch Kranken 
in Krankenhäusern mit mehr als 1000 Betten untergebracht sind? 
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Nach Auffassung der Bundesregierung und, soweit mir bekannt 
ist, auch der obersten Gesundheitsbehörden der Länder, sollte 
angestrebt werden, daß psychiatrische Krankenhäuser nicht 
mehr als 400 bis 600 Betten haben. Damit ergeben sich organi- 
satorische und finanzielle Probleme, zu deren Lösung nach der 
Zuständigkeitsverteilung des Grundgesetzes die Länder beru- 
fen sind. Bei der Größe der Aufgabe kann der angestrebte 
Strukturwandel nur nach und nach vollzogen werden. 

In diesem Zusammenhang ist an eine räumliche Dezentralisie- 
rung psychiatrischer Krankenhäuser oder an die Aufteilung 
nach Funktionsbereichen (z. B. in Krankenhäuser für endogene 
Psychosen, Geriatrie, Oligophrenie, Sozialpsychiatrie, Jugend- 
psychiatrie, Suchtkranke, Aiifnahmekliniken) zu denken. 


5. Stimmt die Bundei^regierung der Auffassung zu, daß eine zen- 
trale Planungsinstanz zur Durchsetzung eines rehabilitativ-so- 
zial-psychiatrischen Reformwerks unerläßlich ist, um die Grund- 
lagen für ein generelles Konzept zu erarbeiten und die eventu- 
elle Gewährung von Bundesmitteln an bestimmte Planungskri- 
terien zu koppeln? 

Eine stärkere Koordination der Bemühungen um eine Verbesse- 
rung der Situation der psychisch Kranken erscheint sowohl auf 
örtlicher als auch auf überregionaler Ebene sinnvoll und not- 
wendig. Dies wird auch von den Ländern angestrebt. Die von 
der Bundesregierung vorgeschlagene und in der Bundestags- 
sitzung vom 11. Dezember 1968 an die Ausschüsse zurückver- 
wiesene Grundgesetzänderung, die auch eine Verbesserung der 
Hilfe für psychisch Kranke zum Ziel hat, würde insoweit die 
notwendigen Schritte erleichtern. Eine über den Bereich eines 
Landes hinausgehende Planung für den gesamten Bereich der 
Hilfe für psychisch Kranke läßt sich nur in enger Zusammenar- 
beit der Länder verwirklichen. Die Bundesregierung ist bereit, 
dabei koordinierend mitzuwirken. 

Die Frage, ob den psychiatrischen Krankenhäusern Bundesmit- 
tel gewährt werden können, gehört zum Problemkreis der Kran- 
kenhausfinanzierung, der Finanzreform und gegebenenfalls der 
mittelfristigen Finanzplanung; endgültige Beschlüsse sind dar- 
über noch nicht gefaßt. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, Modelleinrichtungen, wie Uber- 
gangsheime, Tag- und Nachtkliniken, industrielle Rehabilita- 
tionszentren, Patientenklubs und ähnliche finanziell nachhaltig 
zu fördern, um insbesondere die Errichtung von Vorsorge-, 
Übergangs- und Nachsorgediensten zu beschleunigen? 

Nach der gegenwärtigen verfassungsrechtlichen Situation kann 
die Bundesregierung nur überregionale Einrichtungen fördern. 
Dies gilt auch für Modelleinrichtungen, die bundesweite Be- 
deutung haben oder die den Belangen mehrerer Bundesländer 
dienen. So hat die Bundesregierung Mittel bereitgestellt für 
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die Errichtung der psychotherapeutischen Klinik des Vereins 
„Haus für Neurosekranke e. V., Stuttgart-Sönnenberg", für die 
Psychosomatische Klinik, Bad Honnef, sowie für verschiedene 
Einrichtungen zur Rehabilitation jugendlicher Alkoholiker. 
Weitere Vorhaben werden z. Z. geprüft. 

Darüber hinaus kann die Bundesregierung überregionale Ein- 
richtungen fördern, die der beruflichen Rehabilitation dienen. 
Dazu können auch Tag- und Nachtkliniken und andere Einrich- 
tungen gehören, die mittelbar oder unmittelbar zur Eingliede- 
rung in Arbeit und Beruf führen. 


7. Teilt die Bundesregierung die Zuversicht führender Psychiater, 
daß durch eine entsprechende Umstrukturierung der noch weit- 
gehend konservativen Krankenhaus- und Klinikpsychiatrie 
— abgesehen vom Humanisierungseffekt und anderen günstigen 
Folgen — insbesondere erwartet werden kann, daß mindestens 
50Vo langwierig hospitalisierter Schizophrener in Arbeit ge- 
bracht und rehabilitiert werden; 

daß etwa ein Drittel der zugewiesenen psychischen Kranken in 
vorgeschalteten Ambulanzen, Tages- und Nachtkliniken aufge- 
fangen und damit vor der Hospitalisation bewahrt werden kann; 

daß die steigende Zahl der Rückfälle durch intensive, nachge- 
hende Behandlung gesenkt wird; 

daß kritische Entwicklungen früher erkannt und einer Therapie 
teilhaftig werden, die Schlimmeres verhütet; 

daß die neue Psychiatrie durch eine größere Offenheit und Ge- 
meinschaftsnähe vieles von ihrem Schrecken verliert; 

daß so mehr Sinn in der Öffentlichkeit geweckt wird für die Be- 
deutung der Psychiatrie; 

daß eine reformierte Psychiatrie attraktiver wird und so der 
Mangel an Ärzten, Fach- und Pflegepersonal behoben werden 
kann ; 

daß damit ein Versorgungssystem entsteht, dessen Struktur 
nicht von überkommenen Vorstellungen, Iiiteressenkollisionen 
und Zuständigkeitsfragen, sondern durch die Bedürfnisse be- 
stimmt wird? 


Zu Absatz 1 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung der Psychiater. 
Nadi Angaben aus Nordrhein-Westfalen wird bei einer opti- 
malen Hilfe für psychisch Kranke mit einer Wiedereingliede- 
rung von 65®/o aller Patienten in psychiatrischen Krankenhäu- 
sern in das Erwerbsleben gerechnet. Dies gilt auch für die hospi- 
talisierten Schizophrenen. 

Zu Absatz 2 
Ja. 


Zu Absatz 3 

Die Zahl der Wiederaufnahmen in psychiatrische Einrichtungen 
steigt an. Bei Schizophrenen erhöhte sie sich nach Schätzungen 
von 45Vo im Jahre 1936 auf 74Vo im Jahre 1962. Dieser Anstieg 
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ist zu einem erheblichen Teil Ausdruck der verbesserten Be- 
handlungsmethoden der Schizophrenie, Während ein Schizo- 
phrener früher in der Regel dauernd untergebracht war, kann 
er heute in der Regel nach einer gewissen Zeit wieder entlas- 
sen werden. Entlassung und eine später in diesen Fällen häufig 
notwendige erneute Anstaltsbehandlung sind an die Stelle der 
früheren Dauereinweisung getreten. Die Zahl der Wiederauf- 
nahmen dürfte jedoch auch in Fällen der Schizophrenie noch 
gesenkt werden können, wenn sich an die sozialpsychiatrische 
stationäre Behandlung eine intensive Nachsorge in halbstatio- 
nären und ambulanten Einrichtungen schließt. Diese Maßnah- 
men müssen in einen einheitlichen Behandlungs- und Betreu- 
ungsablauf eingefügt sein. 

Auch bei Suchtkranken, insbesondere bei Alkoholikern, dürfte 
sich durch eine Intensivierung der nachgehenden Fürsorge eine 
Senkung der auch hier steigenden Rückfallziffern erreichen las- 
sen. 

Zu Absatz 4 
Ja. 

Zu Absatz 5 
Ja. 

Zu Absatz 6 

Ja. Das Bundesministerium für Gesundheitswesen hat einen 
Forschungsauftrag über das Verhalten der Bevölkerung gegen- 
über psychisch Kranken vergeben, um Angaben für den Abbäu 
von Vorurteilen der Gesellschaft gegenüber den psychisch 
Kranken zu erhalten. 

Zu Absatz 7 
Ja. 

Zu Absatz 8 

Ja. Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß Bund, Län- 
der, Gemeinden und freie Träger gemeinsame Lösungen zum 
Wohle der psychisch Kranken finden müssen. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, angesidits der Tatsadie, daß in 
der Bundesrepublik wie in allen Kulturstaaten ca. 10®/o der Be- 
völkerung einer psydiiatrisdien Versorgung bedürfen, die Psy- 
chiatrie zum Sciiwerpunkt ihrer gesundheitspolitiscJien Bemü- 
hungen zu machen, Initiativen zu unterstützen, Impulse zu ge- 
ben und ein finanzielles Förderungsprogramm zu entwickeln? 


Die Bundesregierung ist sich der besonderen Verantwortung 
für psysisch Kranke und Gefährdete im Rahmen ihrer gesund- 
heitspolitischen Zielsetzung bewußt. Sie wird sich in engem 
Zusammenwirken mit den Ländern, Gemeinden und freien 
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Trägern um eine Verbesserung der psychiatrischen Versorgung 
der Bevölkerung bemühen. Der Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung zur Erweiterung der Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
auf die Bekämpfung und Verhütung auch anderer als übertrag- 
barer Krankheiten (Drucksache V/3515) war wesentlich mit dem 
Bestreben begründet worden, durch ein Bundesgesetz über die 
Hilfe für psychisch Kranke Grundlagen für eine solche Ver- 
besserung zu schaffen (siehe Beantwortung der Großen Anfrage 
der SPD — Drucksache V/3008 — ~ vom 12. Juni 1968 und Bun- 
destagsdebatte ami 26. Juni 1968). Die Vorarbeiten für ein sol- 
ches Gesetz sind nach der eindeutigen Ablehnung dieser Grund- 
gesetzänderung bei der Aussprache über die Große Anfrage 
der SPD durch die Sprecher der CDU/CSU und FDP zunächst 
gestoppt worden. 

Die Bundesregierung hofft, vor allem auch durch Aufklärung 
der Öffentlichkeit zu einem Wandel der gesellschaftlichen An- 
schauungen, einem Abbau des Mißtrauens und der Vorbehalte 
gegenüber psychisch Kranken beitragen zu können. Nur so 
wird es möglich sein, eine durch die modernen medizinischen 
Erkenntnisse eröffnete Eingliederung in Familie, Beruf und Ge- 
sellschaft zu erreichen und ihnen ein menschenwürdiges Dasein 
zu ermöglichen. 


Käthe Strobel 



